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§ 54 ArzteG 1998 Verschwiegenheits-
, Anzeige- und Meldepflicht
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@ Berucksichtigter Stand der Gesetzgebung: 07.01.2024

(1) Die Arztin/der Arzt und ihre/seine Hilfspersonen sind zur Verschwiegenheit (ber alle ihnen in Ausiibung ihres
Berufes anvertrauten oder bekannt gewordenen Geheimnisse verpflichtet.

(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, wenn

1. nach gesetzlichen Vorschriften eine Meldung der Arztin/des Arztes Uber den Gesundheitszustand bestimmter
Personen vorgeschrieben ist,

2. Mitteilungen oder Befunde der Arztin/des Arztes an die Sozialversicherungstréger und Krankenfiirsorgeanstalten
oder sonstigen Kostentrager in dem Umfang, als dies flr die Empfangerin/den Empfanger zur Wahrnehmung der
ihr/ihm Ubertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bildet, erforderlich sind,

3. die durch die Offenbarung des Geheimnisses bedrohte Person die Arztin/den Arzt von der Geheimhaltung
entbunden hat,

4. die Offenbarung des Geheimnisses nach Art und Inhalt zum Schutz héherwertiger Interessen
a) der offentlichen Gesundheitspflege,
b) der Rechtspflege oder

c) von einwilligungsunfahigen Patientinnen/Patienten im Zusammenhang mit der Bereitstellung der fir die
Behandlungskontinuitat unerlasslichen Eckdaten gegeniber den mit der Pflege betrauten Personen

unbedingt erforderlich ist,

5. die Offenbarung des Geheimnisses gegeniiber anderen Arztinnen/Arzten und Krankenanstalten zur Aufklérung
eines Verdachts einer gerichtlich strafbaren Handlung gemall Abs. 4 Z 2 und zum Wohl der Kinder oder
Jugendlichen erforderlich ist,

6. die Arztin/der Arzt der Anzeigepflicht gemaR Abs. 4 oder der Mitteilungspflicht gem&R § 37 Bundes-Kinder- und
Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013), BGBI. | Nr. 69/2013, nachkommt.

(3) Die Verschwiegenheitspflicht besteht auch insoweit nicht, als die flr die Honorar- oder Medikamentenabrechnung
gegenuber den Krankenversicherungstragern, Krankenanstalten, sonstigen Kostentragern oder Patienten
erforderlichen Unterlagen zum Zweck der Abrechnung, auch im automationsunterstitzten Verfahren,
Auftragsverarbeitern gemaf Art. 4 Z 8 Datenschutz-Grundverordnung Uberlassen werden. Eine allfdllige Speicherung
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darf nur so erfolgen, dass Betroffene weder bestimmt werden kénnen noch mit hoher Wahrscheinlichkeit bestimmbar
sind. Diese Daten sind ausschlieBlich mit Zustimmung des Verantwortlichen gemaR Art. 4 Z 7 Datenschutz-
Grundverordnung an die zustandige Arztekammer (iber deren Verlangen weiterzugeben.

(4) Die Arztin/der Arzt ist zur Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in
Ausubung der beruflichen Tatigkeit der begriindete Verdacht ergibt, dass durch eine gerichtlich strafbare Handlung

1. der Tod, eine schwere Kdrperverletzung oder eine Vergewaltigung herbeigefihrt wurde oder

2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequaélt, vernachlassigt oder sexuell missbraucht werden oder worden sind
oder

3. nicht handlungs- oder entscheidungsfahige oder wegen Gebrechlichkeit, Krankheit oder einer geistigen

Behinderung wehrlose Volljahrige misshandelt, gequalt, vernachlassigt oder sexuell missbraucht werden oder
worden sind.

(5) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 4 besteht nicht, wenn

1. die Anzeige dem ausdrlcklichen Willen der volljahrigen handlungs- oder entscheidungsfahigen Patientin/des
volljahrigen handlungs- oder entscheidungsfahigen Patienten widersprechen wirde, sofern keine unmittelbare
Gefahr fir diese/diesen oder eine andere Person besteht und die klinisch-forensischen Spuren arztlich gesichert
sind, oder

2. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tatigkeit beeintrachtigen wirde, deren Wirksamkeit eines
persénlichen Vertrauensverhaltnisses bedarf, sofern nicht eine unmittelbare Gefahr flr diese oder eine andere
Person besteht, oder

3. die Arztin/der Arzt, die ihre/der seine berufliche Tatigkeit im Dienstverhaltnis ausiibt, eine entsprechende Meldung
an den Dienstgeber erstattet hat und durch diesen eine Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft
erfolgt ist.

(6) Weiters kann in Fallen des Abs. 4 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn sich der Verdacht gegen einen Angehérigen §
72 StGB) richtet, sofern dies das Wohl des Kindes oder Jugendlichen erfordert und eine Mitteilung an die Kinder- und
Jugendhilfetrager und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt
erfolgt. In den Fallen einer vorsitzlich begangenen schweren Korperverletzung hat die Arztin/der Arzt auf bestehende
Opferschutzeinrichtungen hinzuweisen.

In Kraft seit 30.10.2019 bis 31.12.9999

© 2024 JUSLINE
JUSLINE® ist eine Marke der ADVOKAT Unternehmensberatung Greiter & Greiter GmbH.

www.jusline.at


https://www.jusline.at/gesetz/stgb/paragraf/72
file:///

	§ 54 ÄrzteG 1998 Verschwiegenheits-, Anzeige- und Meldepflicht
	ÄrzteG 1998 - Ärztegesetz 1998


